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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 | | | Nr. 46. 


Inhalt: Geſetz über die Neuwahlen zur Zahnärztekammer und zu den Apothekerkammern in der Rheinprovinz und den Hohen- 
— zollernſchen Landen und in den Provinzen Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau ſowie über die Vornahme von Neuwahlen durch 
die Arztekammer der Rheinprovinz und der Hohenzollernſchen Lande, S. 373. — Geſetz zur Bekämpfung der Tuberkuloſe, S. 374. — 
Geſetz, betreffend die Anderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Tuberkuloſe vom 4. Auguſt 1923, S. 376. — Geſetz zur Regelung 


verſchiedener Fragen des kommunalen Abgabenrechts, S. 377. 


(Rr. 12584.) Geſetz über die Neuwahlen zur Zahnärztekammer und zu den Apothekerkammern in der 
Rheinprovinz und den Hohenzollernſchen Landen und in den Provinzen Weſtfalen und 
Heſſen⸗Naſſau ſowie über die Vornahme von Neuwahlen durch die Arztekammer der Rhein⸗ 
provinz und der Hohenzollernſchen Lande. Vom 25. Juli 1923. ar 


DD hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 
Für die nächſten Wahlen zur Zahnärztekammer und zu den Apothekerkammern in der Rhein— 
provinz und den Hohenzollernſchen Landen ſowie in den Provinzen Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau 
wird unter Abänderung der §§ 10, 11 und 48 des Artikels 1 des Geſetzes über die Zahnärzte⸗ 


kammer vom 17. April 1923 (Geſetzſzamml. S. 111) und der §§ 10, 11 und 53 des Artikels 1 


des Geſetzes über die Apothekerkammern und einen Apothekerkammerausſchuß vom 21. April 1923 
Geſetzſamml. S. 123) folgendes beſtimmt: 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt beſtimmt den Zeitpunkt, in dem die Wahlen 
ſtattzufinden haben, die Zeit, innnerhalb deren die Wählerliſten (Wahlkarteien) während 
vierzehn Tagen auszulegen ſind, ſowie für die Apothekerkammerwahlen den Beginn und 
die Dauer des Zeitraums, für den die Wahlen erfolgen. 

Mitglieder der Zahnärztekammer, die die Zahnärzteſchaft der Rheinprovinz und der 
Hohenzollernſchen Lande ſowie der Provinzen Weſtfalen und Heffen-Naffau in der Kammer 
vertreten, behalten ihre Mitgliedſchaft, bis in den vorbezeichneten Landesteilen eine Neu⸗ 
wahl zur Zahnärztekammer ſtattgefunden hat. Entſprechendes gilt für die Stellvertreter 
dieſer Mitglieder. 

Die Amtsdauer der in den vorgenannten Provinzen beſtehenden Apothekerkammern 
wird bis zum Beginne der Amtsdauer der neu zu wählenden Apothekerkammern verlängert. 


Artikel 2. 

Für die Wahl eines Vorſtandes der Ärztekammer der Rheinprovinz und der Hohenzollernſchen 
Lande und von Vertretern dieſer Kammer in den Arztekammerausſchuß wird unter Abänderung 
des § 8 der Verordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, vom 

Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12584— 12537.) 

Ausgegeben zu Berlin, den 9. Auguſt 1923. 
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25. Mai 1887 (Geſetzſamml. S. 169) und der ihn abändernden Verordnungen vom 6. Januar 1896 
(Geſetzſamml. S. 1) und vom 8. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 237) ſowie des § 3 der Verordnung 


vom 6. Januar 1896 (Geſetzſamml. S. 1) wegen Ergänzung der Verordnung vom 25. Mai 1887, 


betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, folgendes beſtimmt: 

Der Oberpräſident der Rheinprovinz ſetzt den Zeitpunkt feſt, in dem die jetzige Arztekammer 
der Rheinprovinz und der Hohenzollernſchen Lande zur Wahl eines Vorſtandes zuſammentritt. 

Der zurzeit die Geſchäfte führende Vorſtand dieſer Kammer wählt die Vertreter der 
Kammer in den Arztekammerausſchuß. Auf die Wahlen finden die Abſ. 2 und 3 des § 9 der 
Verordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, vom 25. Mai 1887 
(Geſetzſamml. S. 169) entſprechende Anwendung. In der im vorhergehenden Abſatze bezeichneten 
Wahlverſammlung hat eine Neuwahl der Vertreter durch die Arztekammer ſtattzufinden. 


Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Dias vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1923. 
ei Das Preußiſche Staatsminiſterium 
| F Braun. Hirtſiefer. 


554 (Nr. 12585.) Geſetz zur Bekämpfung der Tuberkuloſe. Vom 4. Auguſt 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 8 

(1) Jede anſteckende Erkrankung und jeder Todesfall an Lungen- und Kehlkopftuberkuloſe iſt dem 
für den Wohnort oder den Sterbeort zuſtändigen beamteten Arzt innerhalb 8 Tagen, bei Todes— 
fällen innerhalb 24 Stunden, ſchriftlich oder mündlich mitzuteilen. 

(2) Der Miniſter für Volkswohlfahrt kann zulaſſen, daß die Meldung an Fürſorgeſtellen, 
Geſundheits- oder Wohlfahrtsämter, die den nötigen Vorbedingungen entſprechen, ſtatt an den 
beamteten Arzt gerichtet wird. Dieſe zugelaſſenen Meldeſtellen haben die ihnen zugehenden Mit⸗ 
teilungen an den beamteten Arzt weiterzugeben. 5 

(3) An eine Fürſorgeſtelle, die als Meldeſtelle nicht zugelaſſen iſt, hat der beamtete Arzt 
einlaufende Mitteilungen weiterzugeben. 

() Zur Mitteilung verpflichtet iſt der zugezogene Arzt. 

9 2. 

(1) Wechſelt ein ſolcher Kranker die Wohnung, ſo iſt dieſer Wechſel unverzüglich nach erlangter 
Kenntnis des beabſichtigten Wohnungswechſels unter Angabe der alten und der neuen Wohnung 
der für die alte Wohnung zuſtändigen Meldeſtelle mündlich oder ſchriftlich durch den Haushaltungs— 
vorſtand mitzuteilen. i f f 


3 


(2) Wechſelt mit der Anderung der Wohnung zugleich der Haushaltungsvorſtand, jo liegt die 
Anzeigepflicht dem bisherigen Haushaltungsvorſtande ob. 


§ 3. 
Für Erkrankungen und Todesfälle, welche ſich in Kranken, Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- 
und ähnlichen Anſtalten ereignen, iſt der Vorſteher der Anftalt oder die von der zuſtändigen Stelle 
damit beauftragte Perſon innerhalb 24 Stunden zur Mitteilung verpflichtet. / 


94. 
Die Kreiſe haben auf Verlangen Meldekarten für ſchriftliche Mitteilung unentgeltlich zu 
verabfolgen. f 5 f 


() Hält eine Fürſorgeſtelle für Lungenkranke Fürſorgemaßnahmen für notwendig, ſo hat die 
Gemeinde des Wohnſitzes des Kranken möglichſt im Benehmen mit dem behandelnden Arzte das 
Erforderliche zu veranlaſſen, ſoweit nicht die Fürſorgeſtelle eintritt. i 

(2) Iſt keine Fürſorgeſtelle vorhanden, ſo hat der beamtete Arzt mit dem behandelnden Arzte 
die zur Verhütung der Weiterverbreitung der Krankheit und zur Fürſorge für den Kranken und 
ſeine Familie dienlichen Maßnahmen zu beſprechen. 


| 320. 
Die Mitteilung vom Wohnungswechſel eines Kranken haben der beamtete Arzt und die bisher 
zuſtändige Fürſorgeſtelle auszutauſchen und gegebenenfalls an die für die neue Wohnung des 
Kranken zuſtändige Meldeſtelle weiterzugeben. Dieſe hat das nach § 5 Erforderliche zu veranlaſſen. 


RE 
Die zuſtändige bakteriologiſche Unterfuchungsftelle hat über jede Unterſuchung des Auswurfs 
auf Tuberkelbazillen dem einſendenden Arzt und über jeden poſitiven Befund der zuſtändigen Melde— 
ſtelle Mitteilung zu machen. 8 8 N n 


(1) Auf Antrag des beamteten oder behandelnden Arztes oder einer ſeitens des Miniſters für 
Volkswohlfahrt zugelaſſenen Meldeſtelle ($ 1) kann die Ortspolizeibehörde eine Desinfektion nach 
den Vorſchriften der Desinfektionsordnung ausführen laſſen. 

5 E) Iſt die Desinfektion im Verhältnis zum Werte der Gegenſtände zu koſtſpielig, ſo kann 
von der Ortspolizeibehörde die Vernichtung angeordnet werden. 

(3) Gegen die Anordnungen der Ortspolizeibehörde finden die gegen polizeiliche Verfügungen 
gegebenen Rechtsmittel Anwendung. 

) Die Anfechtung der Anordnungen hat keine aufſchiebende Wirkung. 


ö 5 
Für eine Desinfektion oder eine Vernichtung von Gegenſtänden, welche auf Grund des § 8 
dieſes Geſetzes polizeilich angeordnet wird, gelten die 88 14, 15 und 17 bis 24 des Geſetzes, 
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. Auguſt 1905, jedoch mit Ausnahme 
des dort angezogenen § 28, § 32 Ziffer 2 und § 33 Ziffer 2 des Reichsgeſetzes, betreffend die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900. 
ö 63* 
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§ 10. f 
(1) Die amtliche Beteiligung des beamteten Arzt bei 285 Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes erfolgt gebührenfrei. 
(2) Die Koſten der Desinfektion ſind aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten. 


5 
Mit Geldſtrafe bis zu 1 500 Mark wird beſtraft: 

1. wer die ihm nach den §§ 1 bis 3 dieſes Geſetzes obliegenden Mitteilungen böswillig 
unterläßt. Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Mitteilung von einem anderen 
dazu Verpflichteten oder einem Dritten rechtzeitig gemacht worden iſt; 
wer Räume oder bewegliche Gegenſtände, für welche auf Grund des § 8 dieſes Geſetzes 
eine Desinfektion polizeilich angeordnet war, vor Ausführung der angeordneten Des— 
infektion in Gebrauch nimmt oder einem anderen überläßt. 


§ 12. 
Die zur Bekämpfung der Lungen- und Kehlkopftuberkuloſe erlaſſenen Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. 
S. 373) werden aufgehoben. 9 13. 


(1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch den Miniſter für Volks⸗ 
ee beſtimmt. Es tritt ſpäteſtens am 1. Juli 1923 in Kraft. 


(2) Der Minifter für Volkswohlfahrt erläßt die zur Ausführung des Geſetzes ee 
i . 


Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hütet verkündet. 15 verfaſſungs⸗ 
1 Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f 


Berlin, den 4. Auguſt 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Finanzminiſter; 


Siegel) Braun. Boelitz. Hirtſiefer 


DD 


(Nr. 12586.) Gef etz, betreffend die Anderung des Geſetzes zur He der Tuberkuloſe, vom 4. Auguſt 1923 
(Geſetzſamml. S. 374). Vom 4. Auguſt 1923 


Sp Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. i 
Das Geſetz zur Bekämpfung der Tuberkuloſe vom 4. Auguſt 1923 en S. 374) wird wie 
folgt geändert: 
1. § 5 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Die Fürſorgeſtellen für Lungenkranke haben die für notwendig erachteten Fürſorgemaßnahmen 
möglichſt im Benehmen mit dem behandelnden Arzte zu treffen. Soweit die Gemeinden oder 


andere Stellen in Anſpruch zu nehmen ſind, haben die Fürſorgeſtellen entſprechende Anträge an 
dieſe zu ſtellen. 
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2. 810 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Die Koſten der Desinfektion ſind auf Antrag aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten. 


Das vorſtehende, vom Landtag le Geſetz wird d verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 4. Auguſt 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Für den Finanzminiſter: 
Braun. Böen; Ffir 


Nr. 12587. Geſetz zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen . Vom 8. Auguſt 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz bei ſchloſſ en: 


Artikel J. 
Vereinfachung des Verfahrens zur Abänderung der Sätze von kommunalen Abgaben. 


8 

() Die Gemeinden und Gemeindeverbände werden ermächtigt, durch Ortsgeſetz (Statut) das 
Recht zur Beſchlußfaſſung über die Abänderung der Sätze von kommunalen Abgaben einer in dem 
Übertragungsbeſchluſſe zu beſtimmenden Verwaltungsſtelle ( (Ausſchuß) zu übertragen. 

(2) Bei Gebühren und Beiträgen, für die eine Genehmigung erforderlich iſt, bedürfen die 
Beſchlüſſe der beauftragten Verwaltungsſtelle lediglich der Genehmigung der Aufſichtsbehörde erſter 
Inſtanz. Gegen die Verſagung der Genehmigung findet die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
höherer Inſtanz ſtatt, die endgültig entſcheidet. 


9 2. 

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände dürfen in Beſchlüſſen über die Erhebung von 
Gebühren und Beiträgen beſtimmen, daß ſich die beſchloſſenen Sätze jeweils in demſelben Verhältniſſe 
wie ein in den Beſchlüſſen zu bezeichnender Maßſtab ändern. Der Maßſtab ſoll mit der beſonderen 
Natur der e in Beziehung ſtehen. Bei der Beſtimmung des Maßſtabs bleiben die 
Grundſätze des § 4 Abſ. 2, § 6 Abſ. 3 und § 9 Abſ. 1 des Kommunalabgabengeſetzes zu beachten. 

(2) Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehin gung Mit der zahlenmäßigen Feſtſetzung der nach 
den Beſchlüſſen eintretenden jeweiligen Erhöhung oder Ermäßigung kann eine beſtimmte Verwaltungs- 
ſtelle (Ausſchuß) betraut werden. 9 3. 

Die Vorſchriften der §§ 1, 2 dieſes Artikels gelten auch für Gebührentarife, die auf 
mindeſtens einjährige Dauer nach § 5 des Geſetzes, betreffend die Errichtung öffentlicher, aus⸗ 
ſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer, vom 18. März 1868 (Geſetzſamml. S. 277)/ 9. März 1881 
(Geſetzſamml. S. 273) feſtgeſetzt ſind. ca 

Die Beſchlüſſe (§ 1 Abſ. 2) und die Feſtſetzungen ($ 2) der beauftragten Verwaltungsſtelle 
treten mit dem in ihnen bezeichneten Tage, früheſtens aber mit dem Tage der Veröffentlichung 
in Kraft. 
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(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände find befugt, zu beſchließen, daß die für das 
Rechnungsjahr 1923 beſchloſſenen Zuſchläge zu den vom Staate veranlagten Realſteuern ſowie 
die Sätze beſonderer Realſteuerordnungen ſich nach Maßgabe der Verhältniszahl wandeln, die das 
Staatsminiſterium auf Grund des § 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geld- 
wertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) feſtzuſetzen hat. 

(2) Dieſe Verhältniszahl gilt als Höchſtzahl. Eine ungleiche Bemeſſung bei den einzelnen! 
Steuerarten iſt zuläſſig. . 

(8) Die Bemeſſung kann einer Verwaltungsſtelle (Ausſchuß) übertragen werden; der Über— 
tragungsbeſchluß bedarf der Genehmigung. 

(4) Die zahlenmäßige Feſtſetzung der einzelnen Steuerbeträge kann einer Verwaltungsſtelle 
(Ausſchuß) übertragen werden. 5 


() § 5 findet auf die Gemeindezuſchläge zu der vom Staate veranlagten Grundvermögens— 
teuer im Sinne des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) keine Anwendung. 
x letze N N Geſetzſ ndung 

(e) Erhebt eine Gemeinde nach Maßgabe einer beſonderen Gewerbeſteuerordnung eine Lohn⸗ 


— 


ſummenſteuer, ſo findet $ 5 auf die Lohnſummenſteuer keine Anwendung. 


f 
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Ss + 
Die Beſchlüſſe über die Veränderung kommunaler Abgaben find in ortsüblicher Weiſe bekannt⸗ 
zumachen. Der Zuftellung einer beſonderen Mitteilung an die Steuerpflichtigen bedarf es nicht. 


N § 8. 
Die Vorſchriften der §§ 5 bis 7 finden auf indirekte Steuern, die ſich der Geldwertänderung 
nicht anpaſſen, ſinngemäß Anwendung. i 
8.9. 

Auf die Umlagen von Provinzen (Bezirksverbänden) und Landkreiſen findet 8 5 finngemäf 
Anwendung. Ein entſprechender Bemeſſungsbeſchluß iſt, ohne daß eine ausdrückliche Übertragung 
beſchloſſen zu werden braucht, in der Provinz (Bezirksverband) durch den Provinzial. (Landes—) 
Ausſchuß, in Landkreiſen durch den Kreisausſchuß zu faſſen. 


Artikel II. 
Abänderung und Ergänzung einzelner Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes und des Kreis⸗ und 


Provinzialabgabengeſetzes. 
§ 1. 

(1) Die für das Rechnungsjahr 1922 feſtgeſetzten Steuerbeträge werden, ſofern nicht etwas 
anderes beſchloſſen wird, für die erſten drei Vierteljahre des Rechnungsjahrs 1923 in einem 
Vielfachen forterhoben. Das Vielfache beträgt für das erſte Vierteljahr das Sechsfache des 
Jahresbetrags. Für die folgenden Vierteljahre wird das Vielfache unter ſinngemäßer Anwendung 
des § 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuerſätze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 361) und des Artikels I §§ 5 und 7 dieſes Geſetzes feſtgeſetzt. 

(2) Erhebt eine Gemeinde eine Lohnſummenſteuer, fo find die Lohnſummenſteuerzahlungen auf 
die Vorauszahlungen des Abſ. 1 anzurechnen. Die endgültige Veranlagung zur Lohnſummenſteuer 
hat ſpäteſtens 3 Monate nach Ablauf des Rechnungsjahrs 1923 zu erfolgen. Vorauszahlungen 
auf die Lohnſummenſteuer ſind bis zur endgültigen Veranlagung zuläſſig— 
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(3) Die Vorauszahlungen find auf die endgültig veranlagten Steuern zu verrechnen. Bleibt 
die endgültige Veranlagung hinter der Veranlagung des Vorjahrs zurück, ſo ſind die überzablten 
Beträge dem Steuerpflichtigen zu erſtatten. 9 2 i 


Das Geſetz zur Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 11. April 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 80) wird für das Rechnungsjahr 1923 aufgehoben. 

Dem 877 Abſ. 5 des Kommunalabgabengeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Auguſt 1921 
(Geſetzſamml. S. 495) wird folgender Satz angefügt: a 

Wird die Genehmigung oder die Zuſtimmung mit einer Maßgabe erleilt, die einen 
erneuten Gemeindebeſchluß erforderlich macht, ſo kann die die Maßgabe ausſprechende Bes 
hörde gleichzeitig beſtimmen, daß der erneute Gemeindebeſchluß, ſofern er der Maßgabe 
beitritt, vom Tage des unſprünglichen Beſchluſſes oder von einem ſpäteren Zeitpunkt 
ab Wirkſamkeit haben ſoll. ei 

3 4. 

Der durch das Geſetz vom 26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 495) dem Kreis- und Provinzial⸗ 
abgabengeſetze vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) eingefügte § 20a und der durch das 
gleiche Geſetz dem § 33 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes angefügte Schlußſatz werden 
dahin berichtigt, daß es an beiden Stellen ſtatt „§ 77 Abſ. 3 des Kommunalabgabengeſetzes“ 
heißen muß „§ 77 Ab. 5 des Kommunalabgabengeſetzes “. i 


§ 5. 
Im 8 19 Abſ. 1 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 159) wird der letzte Satz geſtrichen. En 


Artikel III. 


Vorſchriſten über die Zahlung kommunaler Abgaben. 
§ 1. | 

() Wird die Zahlung einer an eine Gemeinde oder einen Gemeindeverband geſchuldeten 
Abgabe einſchließlich der auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Vorauszahlungen nicht bis zu dem 
vorgeſchriebenen Zeitpunkte geleiftet, jo iſt für jeden auf den Zeitpunkt der Fälligkeit folgenden 
angefangenen Kalendermonat ein Zuſchlag von 15 vom Hundert des Rückſtandes zu zahlen. 

(2) Bleibt die Zahlung eines Betrags von mehr als 10 000 Mark länger als drei Monate 
im Rückſtande, ſo beträgt der monatliche Zuſchlag 30 vom Hundert. Die Miniſter des Innern 
und der Finanzen ſind ermächtigt, die Grenze anders feſtzuſetzen. 

(3) Der Zuſchlag wird nur von vollen 1000 Mark des einzelnen Rückſtandes erhoben. 


982. 
N (i) Ein Zuſchlag iſt auch im Falle der Stundung eines Abgabenbetrags zu zahlen, jedoch 
nur in Höhe von 10 vom Hundert des geſtundeten Betrags für jeden auf den Zeitpunkt ſeiner 
urſprünglichen Fälligkeit folgenden angefangenen Kalendermonat. 
(2) Gleichzeitig mit der Stundung kann ganz oder zum Teil Befreiung vom Zuſchlage 
längſtens für die Dauer der Stundungsfriſt gewährt werden. Die Miniſter des Innern und der 
Finanzen ſind ermächtigt, nähere Beſtimmungen hierüber zu erlaſſen. 


ash 


88 93. 
Ermäßigt ſich der Abgabenbetrag, für den ein Zuſchlag verwirkt iſt, nachträglich infolge 
einer Rechtsmittelentſcheidung, einer Berichtigung, eines Erlaſſes oder einer ſonſtigen Anderung, ſo 
ermäßigt ſich der Zuſchlag entſprechend. 
9 4. | 
Der Zuſchlag ſelbſt unterliegt bei verſpäteter Zahlung nicht nochmals einem Zuſchlage. 


9 5. s 
Gegen die Anforderung des Zuſchlags ſteht die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde erſter 
Inſtanz offen, die endgültig entſcheidet. g 
8.6. 
) Die Veranlagungsbehörde kann in Einzelfällen den Zuſchlag ganz oder zum Teil erlaſſen, 
wenn ſeine Erhebung nach Lage der Verhältniſſe eine unbillige Härte ſein würde. 
(2) Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind ermächtigt, für Fälle beſtimmter Art 
allgemein gänzliche oder teilweiſe Befreiung vom Zuſchlag anzuordnen, auch für beſtimmte Abgaben 
oder Abgabenarten die Anwendung der Vorſchriften dieſes Artikels auszuſchließen. 


8 7. N 
Die Vorſchriften dieſes Artikels gelten auch für die Umlagen der Kreiſe und Provinzen 
gemäß SS 7 und 25 des Kreis, und Provinzialabgabengeſetzes. 


Artikel IV. 
Schlußbeſtimmungen. 
91. . 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage nach feiner Verkündung in Kraft, jedoch gelten die 
Vorſchriften des Artikels III vom 1. Auguſt 1923 ab. Das Staatsminiſterium trifft über das 
Außerkrafttreten des Artikels III Beſtimmung. f 

(2) Die Vorſchriften des Artikels I SS 5 bis 9 und des Artikels II §§1 und 2 gelten nur 
für das Rechnungsjahr 1923. Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, dieſe Vorſchriften nach 
Anhörung eines Ausſchuſſes des Staatsrats und mit Zuſtimmung eines Ausſchuſſes des Landtags 
auf das Rechnungsjahr 1924 auszudehnen. 

2. 

Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind mit der Durchführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 5 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 8. Auguſt 1923. 


a Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siegel. 


Für den Miniſter des Innern: Für den Finanzminiſter: 
Braun. am Zehnhoff. Boelitz. 
Redigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


